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AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN DER STADT GAGGENAU
Sitzung des Bau- und Umweltausschusses
Am

Donnerstag, den 15. Mai 2025, 18:00 Uhr
findet eine öffentliche Sitzung des Bau- und Umweltausschusses 
statt. Die Sitzung findet statt: Bürgersaal des Rathauses im 1. OG. 
Die Bevölkerung ist hierzu freundlich eingeladen.

Tagesordnung:
1. Bekanntgaben
2. Anfragen der Stadträte
3. Platanennetzwanzen an Stadtbäumen
 -Sachstand und weiteres Vorgehen-
4. Reform der Landesbauordnung (LBO) im Sommer 2025
5. Einwohnerfragestunde

Die Sitzungsunterlagen sind im Bürgerinfoportal Session Net der 
Stadt Gaggenau abrufbar. 
https://gaggenau-sitzungsdienst.komm.one/bi/info.asp

Mit freundlichen Grüßen

Michael Pfeiffer
Oberbürgermeister

Öffentliche Sitzung  
des Ortschaftsrates Freiolsheim
Am Mittwoch, den 14. Mai 2025, 18:30 Uhr findet eine öffentliche 
Sitzung des Ortschaftsrates Freiolsheim statt.
Die Sitzung findet statt: Mahlberghalle Freiolsheim, Mahlberg-
straße 1, 76571 Gaggenau
Die Bevölkerung ist hierzu freundlich eingeladen.

Tagesordnung:
1. Bekanntgaben
2.  Digitale Nachbarschaftshilfe Hilver – Vorstellung und Infor-

mation –
3.  Teilfortschreibung Windenergie des Regionalplans Mittlerer 

Oberrhein – Stellungnahme der Stadt Gaggenau im Rahmen 
der erneuten Anhörung der Träger öffentlicher Belange –

4.  Information zur Beteiligung am Stadtentwicklungskonzept 
Gaggenau 2040

5. Anfragen der Ortschaftsräte
6. Einwohnerfragestunde

Die Sitzungsunterlagen sind im Bürgerinfoportal Session Net der 
Stadt Gaggenau abrufbar. 
https://gaggenau-sitzungsdienst.komm.one/bi/info.asp

Mit freundlichen Grüßen

Markus Dreixler
Ortsvorsteher Freiolsheim

Öffentliche Sitzung  
des Ortschaftsrates Hörden
Am Dienstag, den 13. Mai 2025, 18:00 Uhr findet eine öffentliche 
Sitzung des Ortschaftsrates Hörden statt.
Die Sitzung findet statt: 
Rathaus Hörden, Landstr. 43, 76571 Gaggenau
Die Bevölkerung ist hierzu freundlich eingeladen.

Tagesordnung:
1. Bekanntgaben
2.  Zustimmung zur Wahl von Stéphane Fritz zum Abteilungskom-

mandanten der Freiwilligen Feuerwehr Gaggenau, Abteilung 
Hörden

3.  Teilfortschreibung Windenergie des Regionalplans Mittlerer 
Oberrhein – Stellungnahme der Stadt Gaggenau im Rahmen 
der erneuten Anhörung der Träger öffentlicher Belange –

4. Anfragen der Ortschaftsräte
5. Einwohnerfragestunde

Die Sitzungsunterlagen sind im Bürgerinfoportal Session Net der 
Stadt Gaggenau abrufbar. 
https://gaggenau-sitzungsdienst.komm.one/bi/info.asp

Mit freundlichen Grüßen

Barbara Bender
Ortsvorsteherin Hörden

Öffentliche Sitzung  
des Ortschaftsrates Michelbach
Am Donnerstag, den 15. Mai 2025, 19:00 Uhr findet eine öffentliche 
Sitzung des Ortschaftsrates Michelbach statt.
Die Sitzung findet statt: Rathaus Michelbach, Otto-Hirth-Str. 18, 
76571 Gaggenau
Die Bevölkerung ist hierzu freundlich eingeladen.

Tagesordnung:
1. Bekanntgaben
2.  Zustimmung zur Wahl von Philipp Kraft zum Abteilungskom-

mandanten und Sascha Zapf zum stellvertretenden Abtei-
lungskommandanten der Freiwilligen Feuerwehr Gaggenau, 
Abteilung Michelbach

3. Anfragen der Ortschaftsräte
4. Einwohnerfragestunde

Die Sitzungsunterlagen sind im Bürgerinfoportal Session Net der 
Stadt Gaggenau abrufbar. 
https://gaggenau-sitzungsdienst.komm.one/bi/info.asp

Mit freundlichen Grüßen

Jan Stenger
Ortsvorsteher Michelbach

Neufassung der Satzung über die Erhebung 
von Gebühren für öffentliche Leistungen

(Verwaltungsgebührensatzung)
vom 05.05.2025

Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 
(GemO) und §§ 2 und 11 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) 
hat der Gemeinderat der Stadt Gaggenau am 05.05.2025 folgende 
Satzung beschlossen: 

§ 1 Gebührenpflicht
Die Stadt Gaggenau erhebt für öffentliche Leistungen, die sie 
auf Veranlassung oder im Interesse Einzelner vornimmt, für die 
Wahrnehmung von Aufgaben als Untere Verwaltungsbehörde 
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im Sinne des Landesverwaltungsgesetzes und als Untere Bau-
rechtsbehörde im Sinne der Landesbauordnung, Gebühren und 
Auslagen nach dieser Satzung (Verwaltungsgebühren), soweit 
nicht Bundesrecht oder Landesrecht etwas anderes bestimmt.
§ 2 Abs. 2 und 4 Landesgebührengesetz gilt entsprechend.
Unberührt bleiben Bestimmungen über Gebühren in besonde-
ren Gebührensatzungen und über Entgelte (z.B. Abgaben von 
Geodaten) der Stadt Gaggenau.

§ 2 Gebührenschuldner
(1) Zur Zahlung der Gebühren und Auslagen ist verpflichtet,
 1. wem die öffentliche Leistung zuzurechnen ist,
 2.  wer die Gebühren- und Auslagenschuld gegenüber der Stadt 

Gaggenau durch schriftliche Erklärung übernommen hat,
 3.  wer für die Gebühren- und Auslagenschuld eines anderen 

kraft Gesetzes haftet.
(2)  Mehrere Gebühren- und Auslagenschuldner haften als Ge-

samtschuldner.

§ 3 Gebührenfreiheit
(1)  Gebühren werden nicht erhoben für öffentliche Leistungen, 

die folgende Angelegenheiten betreffen (sachliche Gebüh-
renfreiheit):

 1. Gnadensachen,
 2.  das bestehende oder frühere Dienstverhältnis von Beschäf-

tigten des öffentlichen Dienstes,
 3.  die bestehende oder frühere gesetzliche Dienstpflicht oder 

die bestehende oder frühere an Stelle der gesetzlichen 
Dienstpflicht geleistete Tätigkeit,

 4.  Prüfungen, die der beruflichen Aus- und Weiterbildung 
dienen, mit Ausnahme von Prüfungen zur Notenverbes-
serung,

 5.  mündliche und einfache schriftliche Auskünfte, soweit bei 
schriftlichen Auskünften nicht durch Gebührenordnungen 
oder -satzungen etwas

 Anderes bestimmt ist,
 6. einfache elektronische Kopien
 7.  die behördliche Informationsgewinnung, ausgenommen 

hiervon sind Vermessungsgebühren.
(2)   Von der Entrichtung der Gebühren und Auslagen sind, soweit 

Gegenseitigkeit besteht, befreit:
 1. das Land Baden-Württemberg,
 2.  die landesunmittelbaren juristischen Personen des öffentli-

chen Rechts, die nach den Haushaltsplänen des Landes für 
Rechnungen des Landes verwaltet werden,

 3.  die Gemeinden, Landkreise, Gemeindeverbände, Landkreise, 
selbstständige Kommunalanstalten, Zweckverbände sowie 
Verbände der Regionalplanung Baden-Württemberg.

(3)   Von der Entrichtung der Verwaltungsgebühren sind, sofern 
es sich um eine öffentliche Leistung der unteren Verwal-
tungsbehörde oder der unteren Baurechtsbehörde handelt, 
außerdem befreit:

 1.  die Kirchen und die sonstigen als Körperschaft des öffent-
lichen Rechts anerkannten Religions- und Weltanschau-
ungsgemeinschaften sowie deren Untergliederungen und 
Mitgliedsverbände und die ihnen zugeordneten Einrichtun-
gen, Anstalten und Stiftungen,

 2.  die Verbände der freien Wohlfahrtspflege sowie deren 
Untergliederungen und Mitgliedsverbände und die ihnen 
zugeordneten Einrichtungen, Anstalten und Stiftungen für 
den Bereich der Wohlfahrts- und Gesundheitspflege.

(4)   Die Gebührenbefreiungen nach Absatz 2 und 3 treten nicht 
ein, soweit die dort genannten Stellen berechtigt sind, die 
Gebühren Dritten aufzuerlegen oder sonst auf Dritte um-
zulegen. Satz 1 gilt für die in Absatz 3 genannten Stellen nur 
für deren steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe 
oder Betriebe gewerblicher Art.

(5)   Ferner tritt eine Gebührenbefreiung für die in Absatz 2 und 

3 genannten Stellen nicht ein, wenn öffentliche Leistungen 
der Stadt auch durch Dritte erbracht werden können. Dies 
gilt auch für öffentliche Leistungen im Bereich des Vermes-
sungswesens und des bautechnischen Prüfwesens.

(6)  Die Befreiungstatbestände der Absätze 1 bis 5 gelten nicht für 
Sachverständigengebühren im Sinne von § 13 LGebG sowie 
für Gebühren, die für die Nutzung öffentlicher Einrichtungen 
festgesetzt werden.

(7)  Von der Erhebung einer Gebühr kann ganz oder teilweise 
abgesehen werden, wenn die Feststellung der Gebühr nach 
Lage des einzelnen Falles unbillig wäre.

(8)  Nachweise, die eine Gebührenbefreiung begründen, sind mit 
der Antragstellung vorzulegen.

§ 4 Gebührenhöhe
(1)   Die Höhe der Verwaltungsgebühren richtet sich nach dem als 

Anlage zu dieser Satzung beigefügtem Gebührenverzeichnis. 
Das Gebührenverzeichnis ist Bestandteil der Satzung. Für 
öffentliche Leistungen, für die das Gebührenverzeichnis keine 
Gebühren vorsieht und die nicht gebührenfrei sind, ist eine 
Gebühr bis 10.000 Euro zu erheben.

  Die Gebühr soll die mit der öffentlichen Leistung verbundenen 
Verwaltungskosten aller an der Leistung Beteiligten decken.

(2)  Ist eine Gebühr innerhalb eines Gebührenrahmens zu erheben, 
bemisst sich ihre Höhe nach dem Verwaltungsaufwand, nach 
der Bedeutung des Gegenstandes und nach dem wirtschaft-
lichen oder sonstigen Interesse für den Gebührenschuldner 
zum Zeitpunkt der Beendigung der öffentlichen Leistung.

(3)  Werden nach dem Gebührenverzeichnis Gebühren nach 
festen Sätzen erhoben, kann das wirtschaftliche und sonstige 
Interesse der Gebührenschuldner unberücksichtigt bleiben.

(4)  Ist eine Gebühr nach dem Wert des Gegenstandes zu berech-
nen, so sind der Verkehrswert oder die Baukosten oder eine 
andere hierfür geeignete Bemessungsgrundlage zur Zeit der 
Beendigung der öffentlichen Leistung maßgebend. Gebühren-
schuldner haben auf Verlangen den Wert des Gegenstandes 
nachzuweisen. Bei Verweigerung oder ungenügender Füh-
rung des Nachweises hat die Behörde den Wert auf Kosten 
der Gebührenschuldner zu schätzen. Sie kann sich hierbei 
Sachverständiger bedienen.

(5)  Wird der Antrag auf Vornahme einer öffentlichen Leistung 
abgelehnt, wird ein Zehntel bis zum vollen Betrag der Gebühr 
erhoben, sofern das Gebührenverzeichnis keine besonderen 
Regeln trifft. Wird der Antrag ausschließlich wegen Unzu-
ständigkeit abgelehnt, wird keine Gebühr erhoben.

(6)  Wird der Antrag auf Vornahme einer öffentlichen Leistung, mit 
dessen sachlicher Bearbeitung begonnen ist, vor Beendigung 
der öffentlichen Leistung zurückgenommen oder unterbleibt 
die öffentliche Leistung aus sonstigen, vom Schuldner zu ver-
tretenden Gründen, wird je nach dem Stand der Bearbeitung 
ein Zehntel bis zur Hälfte der vollen Gebühr erhoben, sofern 
das Gebührenverzeichnis keine besonderen Regeln trifft. Die 
Mindestgebühr beträgt 2,50 Euro.

(7)  Bei mehreren, nebeneinander vorzunehmenden gebühren-
pflichtigen Leistungen entstehen Gebühren einzeln nach den 
jeweiligen vorgesehenen und festzusetzenden Gebühren des 
Gebührenverzeichnisses.

§ 4a Umsatzsteuer
Sofern die der Gebührenerhebung zugrunde liegenden Leistungen 
der Stadt Gaggenau einer Steuerpflicht unterliegen, erhöhen 
sich die im Gebührenverzeichnis ausgewiesenen Beträge um 
den entsprechenden Umsatzsteuersatz.

§ 5 Auskunftspflicht
Der Gebührenschuldner ist verpflichtet, die zur Festsetzung der 
Gebühr erforderlichen Angaben wahrheitsgemäß und vollständig 
zu machen und die notwendigen Unterlagen in Urschrift oder 
beglaubigter Abschrift vorzulegen.
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§ 6 Entstehung und Fälligkeit der Zahlung
(1)  Die Gebühren- und Auslagenschuld entsteht mit der Been-

digung der öffentlichen Leistung, für die sie erhoben wird.
(2)   Bei Zurücknahme eines Antrags nach § 4 Abs. 6 entsteht sie mit 

der Zurücknahme und in den anderen Fällen des § 4 Abs. 6 und des 
§ 4 Abs. 5 Satz 1 mit der Bekanntgabe der Gebührenfestsetzung.

(3)   Die Gebühr und die Auslagen werden durch schriftlichen oder 
mündlichen Bescheid festgesetzt und ist mit Bekanntgabe 
der Gebührenfestsetzung an den Schuldner fällig.

(4)  Die Erbringung einer öffentlichen Leistung, die auf Antrag 
erbracht wird, kann von der Zahlung eines Vorschusses oder 
von der Leistung einer Sicherheit bis zur Höhe der voraus-
sichtlich entstehenden Gebühren und Auslagen abhängig 
gemacht werden.

(5)  Schriftstücke oder sonstige Sachen können bis zur Entrichtung 
der Gebühr zurückbehalten oder an den Gebührenschuldner auf 
dessen Kosten unter Nachnahme der Gebühr übersandt werden.

(6)  Die Vornahme einer öffentlichen Leistung kann davon ab-
hängig gemacht werden, dass die Gebühr ganz oder teilweise 
vorausgezahlt oder für die Sicherheit geleistet wird. Von der 
Anforderung einer Vorauszahlung oder der Anordnung einer 
Sicherheitsleistung ist abzusehen, wenn dadurch eine für 
Gebührenschuldner unzumutbare Verzögerung entstehen 
würde oder dies aus sonstigen Gründen unbillig wäre.

  Bei Antragstellung ist eine angemessene Frist zur Zahlung 
des Vorschusses oder der Sicherheitsleistung zu setzen. Die 
Stadt kann den Antrag als zurückgenommen behandeln, wenn 
die Frist nicht eingehalten wird und der Antragsteller bei der 
Anforderung des Vorschusses bzw. der Sicherheitsleistung 
hierauf hingewiesen worden ist.

§ 7 Auslagen
(1)  Auslagen sind Ausgaben, die die Stadt Gaggenau Dritten be-

zahlt, um die öffentliche Leistung erbringen zu können. In den 
Gebühren nach dieser Satzung sind die der Stadt Gaggenau 
erwachsenden Auslagen in der Regel inbegriffen. Übersteigen 
die Auslagen das übliche Maß erheblich, werden sie gesondert 
in der tatsächlich entstandenen Höhe festgesetzt; dasselbe 
gilt, wenn für eine öffentliche Leistung keine Gebühr erhoben 
wird oder ermäßigte Gebühren erhoben werden.

(2) Auslagen nach Abs. 1 Satz 2 sind insbesondere:
 1. Gebühren der Telekommunikation
 2. Reisekosten,
 3. Kosten öffentlicher Bekanntmachungen,
 4.  Vergütungen für Zeugen und Sachverständige sowie sons-

tige Kosten der Beweiserhebung,
 5.  Vergütungen an andere juristische oder natürliche Personen 

für Leistungen und Lieferungen,
 6.  Kosten der Beförderung und Verwahrung von Personen und 

Sachen. Diese Auslagen werden entsprechend (1) gesondert 

in der tatsächlich entstandenen Höhe festgesetzt.
(3)   Auf die Erstattung von Auslagen sind die für die Verwaltungs-

gebühren geltenden Vorschriften entsprechend anzuwenden. 
Der Anspruch auf Erstattung der Auslagen entsteht mit den 
Aufwendungen des zu erstattenden Betrages. Soweit die Höhe 
der Aufwendungen noch nicht endgültig ermittelt werden 
kann, können Vorschusszahlungen und Sicherheitsleistungen 
nach § 6 Absatz 6 dieser Satzung erhoben werden.

§ 8 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am 01. Juni 2025 in Kraft.
Zum gleichen Zeitpunkt treten die Satzung über die Erhebung 
von Verwaltungsgebühren (Verwaltungsgebührensatzung) der 
Stadt Gaggenau vom 18. September 2001, zuletzt geändert am 
22. April 2002 (1. Änderung), und die Satzung über die Erhebung 
von Gebühren für die Wahrnehmung von Aufgaben als Untere 
Verwaltungsbehörde und als Untere Baurechtsbehörde (Gebühren-
satzung) vom 18. Dezember 2006, zuletzt geändert am 16. Dezember 
2008 (1. Änderung) und 12. Juni 2012 (2. Änderung) außer Kraft.

Hinweis gemäß § 4 Abs. 4 GemO
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder von 
aufgrund der GemO erlassener Verfahrens- und Formvorschriften 
beim Zustandekommen dieser Satzung ist nach § 4 Abs. 4 der 
GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch 
und unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung be-
gründen soll, innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
bei der Stadt Gaggenau geltend gemacht worden ist.
Wer die Jahresfrist verstreichen lässt, ohne tätig zu werden, 
kann eine etwaige Verletzung gleichwohl auch später geltend 
machen, wenn
•  die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Geneh-

migung oder die Bekanntmachung verletzt worden sind oder
•  der Oberbürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen 

Gesetzwidrigkeit widersprochen hat oder
•  vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde den 

Beschluss beanstandet oder eine dritte Person die Verletzung 
gerügt hat.

Gaggenau, 05. Mai 2025

Michael Pfeiffer
Oberbürgermeister

Die aktuelle Satzung mit Gebührenverzeichnis kann auf der 
städtischen Homepage unter www.gaggenau.de/ortsrecht ein-
gesehen werden.

B E K A N N T M A C H U N G
10. Änderung des Flächennutzungs- und Landschaftsplans 
2005 der Stadt Gaggenau - Im Zusammenhang mit der Auf-
stellung des Bebauungsplans „Lagerplatz für Gartenabfall und 
Bodenmaterial Bad Rotenfels“ im Stadtteil Bad Rotenfels
Der Gemeinderat der Stadt Gaggenau hat in seiner öffentlichen 
Sitzung am 5. Mai 2025 den Aufstellungsbeschluss für die 10. 
Änderung des Flächennutzungs- und Landschaftsplans 2005 
gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 1 Ab. 8 BauGB gefasst.
Die Änderung steht im Zusammenhang mit der Aufstellung des 
Bebauungsplans „Lagerplatz für Gartenabfall und Bodenmate-
rial Bad Rotenfels“ im Stadtteil Bad Rotenfels. Gegenstand der 
Änderung ist die Umwidmung einer „Grünfläche“ bzw. einer 
„Fläche für die Landwirtschaft“ in eine „Fläche für Ver- und 

Entsorgung (Abfall)“
Der Geltungsbereich der Flächennutzungs- und Landschafts-
planänderung liegt am westlichen Ende der Josef-König-Straße 
und umfasst Teilflächen des Grundstücks Flst.-Nr. 4866 der 
Gemarkung Rotenfels. Die genaue Abgrenzung des Geltungsbe-
reiches ergibt sich aus der im beigefügten Lageplan „schwarz“ 
umrandeten Fläche.
Dieser Beschluss des Gemeinderates wird hiermit bekannt ge-
macht.
Gleichzeitig hat der Gemeinderat beschlossen, eine frühzeitige 
Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB durchzufüh-
ren. Im Rahmen dieser frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
erfolgt die öffentliche Darlegung der Planung in der Zeit vom
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9. Mai 2025 bis einschließlich 10. Juni 2025
auf der Internetseite der Stadt Gaggenau www.gaggenau.de 
direkt auf der Startseite unter der Rubrik „Bürgerservice on-
line - Öffentliche Auslegungen“ (https://www.gaggenau.de/
oeffentliche-auslegungen.13737.htm).
Zusätzlich liegen die Unterlagen in diesem Zeitraum im Foyer 
des Rathauses Gaggenau im EG während der nachstehenden 
Dienststunden öffentlich aus:
Montag und Mittwoch: 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr sowie 14:00 Uhr 
bis 16:00 Uhr
Dienstag: 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr
Donnerstag: 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr
Freitag: 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr
Während der Auslegungsfrist besteht die Möglichkeit, sich über 

die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Aus-
wirkungen der Planung zu unterrichten, sowie Stellungnahmen 
abzugeben. Die Stellungnahmen sollen elektronisch an stadt-
planung@gaggenau.de übermittelt werden. Sie können bei 
Bedarf auch auf anderem Weg (z. B. schriftlich oder mündlich 
zur Niederschrift) bei der Stadt Gaggenau abgegeben werden.

Gaggenau, 6. Mai 2025

Michael Pfeiffer
Oberbürgermeister

B E K A N N T M A C H U N G
Bebauungsplan „Lagerplatz für Gartenabfall und Bodenmate-
rial Bad Rotenfels“ sowie örtliche Bauvorschriften im Stadtteil 
Bad Rotenfels
Der Gemeinderat der Stadt Gaggenau hat in seiner öffentlichen 
Sitzung am 5. Mai 2025 den Aufstellungsbeschluss für den Be-
bauungsplan „Lagerplatz für Gartenabfall und Bodenmaterial 
Bad Rotenfels“ gemäß § 2 Abs. 1 BauGB sowie für den Erlass einer 
Satzung über örtliche Bauvorschriften nach § 74 LBO für den 
Geltungsbereich des Bebauungsplans gefasst.
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt am westlichen 
Ende der Josef-König-Straße und umfasst Teilflächen des Grund-
stücks Flst.-Nr. 4866 der Gemarkung Rotenfels. Die genaue Abgren-
zung des Geltungsbereiches ergibt sich aus der im beigefügten 
Lageplan „schwarz“ umrandeten Fläche.
Dieser Beschluss des Gemeinderates wird hiermit bekannt gemacht.

Gleichzeitig hat der Gemeinderat beschlossen, eine frühzeitige 
Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB durchzufüh-
ren. Im Rahmen dieser frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
erfolgt die öffentliche Darlegung der Planung in der Zeit vom

9. Mai 2025 bis einschließlich 10. Juni 2025
auf der Internetseite der Stadt Gaggenau www.gaggenau.de 
direkt auf der Startseite unter der Rubrik „Bürgerservice on-
line - Öffentliche Auslegungen“ (https://www.gaggenau.de/
oeffentliche-auslegungen.13737.htm).
Zusätzlich liegen die Unterlagen in diesem Zeitraum im Foyer 
des Rathauses Gaggenau im EG während der nachstehenden 
Dienststunden öffentlich aus:
Montag und Mittwoch: 9:00 bis 12:00 Uhr sowie 14:00 bis 16:00 Uhr
Dienstag: 9:00 bis 12:00 Uhr
Donnerstag: 14:00 bis 18:00 Uhr
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ENDE DER AMTLICHEN BEKANNTMACHUNGEN

Kultur
Kabarett mit Hagen Rether am 16. Oktober in der Jahnhalle
Im Rahmen der Reihe „beFlü-
gelt“ kommt der Kabarettist 
Hagen Rether am Donnerstag, 
16. Oktober, 20 Uhr, in die Jahn-
halle. Sein Programm trägt den 
Titel „Liebe“.

„Wir können die Welt nicht ret-
ten? Ja, wer denn sonst?“: Es ist 
kein klassisches Kabarett, was Ha-
gen Rether seinem Publikum am 
Flügel serviert, sondern eher ein 

Mitdenkangebot. Das Schimpfen 
auf Sündenböcke ist nicht seine 
Sache, denn die Verantwortung 
tragen schließlich nicht allein 
„die da oben“. Rether verknüpft 
Aktuelles mit Vergessenem, Na-
hes mit Fernem, stellt infrage, 
bestreitet, zweifelt. An Glaubens-
sätzen rüttelt er, sogenannte 
Sachzwänge gibt er als kollektive 
Fiktionen dem Gelächter preis. 
Mit überraschenden Vergleichen 

verführt er das Publikum zu ei-
nem anderen Blick auf die Welt. 
Bei der Reihe „beFlügelt“ dreht 
sich alles um den Konzertflügel 
Steinway D-274 in der Jahnhalle, 
der seit 25 Jahren Eigentum der 
Stadt ist. Finanziell unterstützt 
wird die Reihe von der Sparkasse 
Baden-Baden Gaggenau. 

Weitere Informationen: www.
kulturrausch-gaggenau.de

 
Hagen Rether bezieht den Flügel 
mit ein. Foto: Klaus Reinelt

Freitag: 9:00 bis 12:00 Uhr
Während der Auslegungsfrist besteht die Möglichkeit, sich über 
die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Aus-
wirkungen der Planung zu unterrichten sowie Stellungnahmen 
abzugeben. Die Stellungnahmen sollen elektronisch an stadtpla-
nung@gaggenau.de übermittelt werden. Sie können bei Bedarf 
auch auf anderem Weg (z. B. schriftlich oder mündlich zur Nie-
derschrift) bei der Stadt Gaggenau abgegeben werden.

Gaggenau, 6. Mai 2025

Michael Pfeiffer
Oberbürgermeister


